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„Brauner
Wanderzirkus“

Antifa-Demos in Rheinland-Pfalz

In vier rheinland-pfälzischen Städten de-
monstrierten am Samstag, dem 7. Janu-
ar, fast 1 500 Menschen gegen NPD-
Kundgebungen und braunen Terror. In
Ludwigshafen (500 Demonstranten),
Frankenthal (100) und Worms (500)
stellten sie sich einem „braunenWander-
zirkus“ von 20 NPDlern entgegen, der
nacheinander die Städte heimsuchte. In
Koblenz gedachten gut 300 Menschen
mit einem Schweigemarsch der Opfer
der Zwickauer Terroristenbande.
Die Oberbürgermeister der drei erstge-
nannten Städte hatten die NPD-Aufzüge
durch ihre Ordnungsämter verbieten las-
sen und damit ein Zeichen gesetzt. Die
Verwaltungsgerichte in Mainz und
Neustadt hoben diese Verbote aber wie-
der auf. In einer Entschließung forderte
deshalb derWormser Stadtrat das Verbot
der NPD. In Erwartung negativer Ge-
richtsentscheidungen organisierten loka-
le Bündnisse Gegendemonstrationen.
In Worms konnte Heiner Bögler vom
DGB am Bahnhof Hunderte Antifa-
schisten begrüßen. Fahnen von SPD,
Grünen, DKP, DGB und ver.di zeugten
ebenso von der politischen Breite der
Demonstration wie Plakate der CDU
und zahlreiche selbstgemalte Schilder
und Transparente antifaschistischer Ju-
gendlicher, auch die Partei „Die Linke“
und die VVN-BdA waren vertreten. Sil-
via Schall sagte als Sprecherin des
Wormser Bündnisses gegen Nazi-Auf-
märsche u. a.: „Das Verbot und die Auf-
lösung der NPD und anderer faschisti-
scher Organisationen stehen auf der Ta-
gesordnung. Wir fordern dieses von den
Regierenden, verlassen uns dabei aber
auch auf unsere eigene Kraft und die
Kraft der antifaschistischen Gegenwehr.
Es muss verhindert werden, dass täglich
faschistische Aufmärsche und Kundge-
bungen stattfinden.“ Die Demonstranten
zogen dann durch die Innenstadt zur
Kundgebung auf den Ludwigsplatz.
Dort betonte Abu Demir namens der Mi-
grantenorganisationen: „Wohl Hundert-
tausende von D-Mark und Euro hat der
Verfassungsschutz an so genannte
V-Leute und angeworbene Informanten
aus der Neonaziszene ausgegeben. Die
NPD und so genannte Freie Kamerad-
schaften brüsten sich damit, dass sie mit
diesem Geld menschenfeindliche Auf-
märsche, Konzerte und andere Aktionen
finanzieren konnten. Mit dem System
der V-Leute wurden nicht nur großzügig
Neonaziaktivitäten unterstützt, zugleich
war und ist dieses System bis heute ein
wesentlicher politischer Schutz für die
Nazis gegen ein Verbot der NPD“. Der
Wormser Oberbürgermeister Michael
Kissel (SPD) unterstrich im Beisein von
Bundes- und Landtagsabgeordneten er-

neut, dass Stadtspitze, Stadtrat und Ein-
wohner keine weiteren Aufzüge von Na-
zis in ihrer Stadt wollen und deshalb das
Verbot der NPD als „rassistisch, antise-
mitisch, nationalistisch und demokratie-
feindlich“ fordern.

Dank massivem Polizeischutz konnten
die 20 angereisten NPDler am anderen
Ende des Ludwigsplatzes ihre Kundge-
bung durchziehen. Ihre Tiraden gegen
den Euro gingen aber in Pfeifkonzerten
und Sprechchören „Nazis raus!“ unter.
Die Antifaschisten zeigten sich sehr zu-
frieden darüber, dass es trotz nur weni-
ger Tage Vorbereitungszeit gelungen
war, ein deutliches Zeichen gegen Fa-
schisten und Rassisten zu setzen.

Volker Metzroth

Glaubwürdigkeits-Stresstest für Grün-Rot
Zivilklausel des KIT und Kern- und Waffenforschung unter einem Dach � Von Dietrich Schulze

Die beschriebene Teil-Zivilklausel konnte noch als
vorübergehender Kompromiss durchgehen, obwohl
diese damals schon von der früheren Landtagsop-
position als „Witz“ bezeichnet worden ist. Nun aber
steht die vollständige organisatorische und finanz-
technische Verschmelzung bevor. Jetzt spätestens
muss die unerträgliche Doppelexistenz von Atom-
forschung und Waffenforschung im KIT durch Über-
tragung der Zivilklausel auf den Universitätsteil
beendet werden. Wie der Autor in einem aktuellen
Beitrag dargelegt hat, würde sich im Falle der Ab-
lehnung der KIT-Zivilklausel ausgerechnet unter ei-
ner Grün-Roten Landesregierung ein internationa-
ler Skandal anbahnen.
Niemand hätte sich unter dem Dach des ehemali-
gen (Kern)Forschungszentrums neben der Atom-
forschung irgendeine Art von Forschung für militä-
rische Zwecke vorstellen können. Aber gerade die-
ses Tabu ist unter dem Dach des KIT gebrochen. An
der Universität wird Militärforschung traditionell
betrieben, zum Beispiel im Nachrichtentechnischen
Institut mit Forschungen an Breitbandkommunika-
tionssystemen für multinationale Interventions-
truppen und, wie erst jüngst aufgedeckt, am Institut

für Theoretische Elektrotechnik und Systemopti-
mierung an Drohnen für Auslandseinsätze der Bun-
deswehr. Der Chef des Uni-Instituts für Kerntechnik
und Reaktorsicherheit hat in mehreren US-Atom-
waffenlabors, die heute für zivile und militärische
Zwecke forschen, Erfahrungen gesammelt. Die
Atomforschung der Universität unterliegt nicht dem
Forschungsverbot für militärische Zwecke. Können
diese Fakten zur Beruhigung beitragen? Die seit
Jahrzehnten gepflegte Atomkooperation mit Brasi-
lien, neuerdings auch die direkte Militärkooperati-
on mit der Bundeswehr, soll verstärkt werden. Bra-
silien verfügt über den geschlossenen Brennstoff-
kreislauf mit Plutonium-Wiederaufarbeitung (sie-
he Atomreaktoren der IV. Generation).
2010 hatten dort Offizielle vom Schutz durch eigene
Atomwaffen gesprochen. Und was sagt das Völker-
recht heute? Einerseits gilt die Verpflichtung aus Ar-
tikel 3 Abs. 1 des Zwei-plus-Vier-Vertrages: „Die
Regierungen des Bundesrepublik Deutschland und
der Deutschen Demokratischen Republik bekräfti-
gen ihren Verzicht auf Herstellung und Besitz von
und auf Verfügungsgewalt über atomare, biologi-
sche und chemische Waffen. Sie erklären, dass auch

das vereinte Deutschland sich an diese Verpflichtun-
gen halten wird. (...)“. Andererseits kommt zur oh-
nehin existierenden „nuklearen Teilhabe“ im Rah-
men der NATO seit 1990 ein geändertes Kriegswaf-
fenkontrollgesetz. Gemäß Paragraph 16 gelten die
Verbote nur für Atomwaffen, die nicht der Verfü-
gungsgewalt von Mitgliedsstaaten der NATO unter-
stehen oder die nicht im Auftrag von NATO-Staaten
entwickelt oder hergestellt werden. Bei wider-
sprüchlicher Rechtslage kann eine neue Situation
zum Beispiel ein konstruiertes Bedrohungsszenario
den Ausschlag geben. Es sei daran erinnert, dass
Ex-Verteidigungsminister Rupert Scholz (CDU) An-
fang 2006 diskutiert wissen wollte, „wie wir auf eine
nukleare Bedrohung durch einen Terrorstaat ange-
messen, im Notfall also sogar mit eigenen Atom-
waffen, reagieren können.“
Im Kontext mit den Forderungen der Friedensbewe-
gung, ausgedrückt durch den Kasseler Friedensrats-
schlag und das Protestbündnis auf der Bonner De-
monstration gegen „Petersberg II“ und Afghanis-
tankrieg kann aus alledem nur geschlossen wer-
den: Atomreaktorforschung raus. Zivilklausel rein.
Bundeswehr go home.

Infragestellung Atomwaffenverzicht

Die seit dreieinhalb Jahren geführte
Auseinandersetzung um die Friedens-
bindung in Form einer gesetzlichen Zi-
vilklausel für das Karlsruher Institut für
Technologie (KIT), dem Zusammen-
schluss der Universität Karlsruhe mit
dem Forschungszentrum Karlsruhe
(FZK), tritt in die entscheidende Phase.
Die frühere Schwarz-Gelbe Landesre-
gierung hatte die Übertragung der über
Jahrzehnte bewährten Zivilklausel des
FZK mit der Satzungsbestimmung „Die
Gesellschaft verfolgt nur friedliche
Zwecke.“ auf das gesamte KIT vor allem
mit der Begründung abgelehnt, dass das
der grundgesetzlich geschützten Wis-
senschaftsfreiheit widerspreche.
Anfang 2009 wurde dazu von dem Ver-
fassungsrechtler Professor Erhard Den-
ninger ein Gutachten veröffentlicht, das
die Zulässigkeit der KIT-Zivilklausel be-
jahte. Kurz davor hatten die Studieren-
den der Universität in einer dergestalt
bundesweit erstmaligen Urabstimmung
für die Zivilklausel votiert. Im Mai 2009
hatten bekannte Persönlichkeiten des öf-
fentlichen Lebens aus 14 Staaten, darun-
ter der Bürgermeister von Hiroshima
(„mayors for peace“) und Physiknobel-
preisträger Jack Steinberger vor dem Ta-
bubruch „Kern- und Waffenforschung
unter einem Dach“ gewarnt und die Ver-
antwortlichen ermutigt, mittels Verzicht
auf Militärforschung am KIT zu einer
friedlicheren Welt beizutragen.
Unterstützt durch diese wichtigen Im-
pulse beantragten die Landtagsabgeord-
neten der SPD und der Grünen, darunter
namentlich Theresia Bauer, für die bei-
den Oppositionsparteien in Juni 2009 die
Zivilklausel für das KIT-Errichtungsge-
setz. Die Landesregierung ignorierte das
alles und musste selbst durch die Bun-
desregierung gezwungen werden, we-
nigstens eine Teil-Zivilklausel für die
Großforschungsaufgaben unter anderem
Kernforschung in das KIT-Gesetz zu
nehmen. Grüne und SPD hatten später
die Forderung nach der Zivilklausel für
die Hochschulen des Landes in ihre
Landtagswahlprogramme aufgenom-
men.
Jetzt steht die vollständige organisatori-
sche und finanztechnische Verschmel-
zung der beiden KIT-Gründungseinrich-
tungen an. Die neue Landesregierung hat
die Zivilklausel jedoch nicht in das von
ihr vorgelegte KIT-Weiterentwicklungs-
gesetz geschrieben. Diese Kehrtwende
begründete die zuständige Wissen-
schaftsministerin Theresia Bauer an-
fangs mit dem Argument, dass sie keine
gesetzlichen Vorgaben machen möchte.
Später behauptete sie ebenso wie Minis-
terpräsident Winfried Kretschmann,
dass einer gesetzlichen Regelung die
Wissenschaftsfreiheit entgegenstehe.
Seit Dezember wird aus dem Wissen-
schaftsministerium kolportiert, dass das
Denninger-Gutachten Mängel aufweise.
Eben jenes Gutachten, das eine der
Grundlagen für den früheren Opposi-
tionsantrag zum KIT-Gesetz war.
Auf Nachfrage des Autors, worin genau
diese Mängel bestehen, ging Mitte De-
zember eine inoffizielle Stellungnahme
aus der Feder von Ministeriums-Juristen
ein, die den Vorgängerregierungen zuge-
arbeitet hatten. Darin werden Erhard
Denninger Behauptungen unterstellt, die
sich nirgendwo im Gutachten finden.
Aus dem Eigenkonstrukt wird der
Schluss gezogen, dass das Gutachten auf
zweifelhafter Grundlage erstellt worden
sei. Kritische Nachfragen zur Umset-
zung des Wahlversprechens und zur
Kehrtwende, darunter ein Offener Brief
anlässlich des Antikriegstags mit 60 un-
terzeichnenden Personen und Gruppen,
unter anderem viele Studierendenvertre-
tungen, sind unbeantwortet geblieben.
Mit dem bevorstehenden Bruch eines
Wahlversprechens in Verbindung mit in-
transparenten wie verfehlten Kommuni-
kationsmethoden setzt die Landesregie-
rung ihre Glaubwürdigkeit auf's Spiel.
Etwas Ähnliches passiert mit dem gefor-
derten Ausstieg des KIT aus der Atomre-
aktorforschung als Konsequenz aus dem
beschlossenen Atomausstieg. Die Grüne
Landesdelegiertenkonferenz hatte im

Oktober von der Landesregierung die
Beendigung der Atomreaktorforschung
gefordert. Gegenüber einem Grünen
Landesvorstandsmitglied wird deren
Fortsetzung in abwegiger Weise eben-
falls mit der grundgesetzlichen Wissen-
schaftsfreiheit begründet. Die Anhö-
rungsfrist für die KIT-Gesetzgebung ist
auf 15. Januar verlängert worden. Stu-
dierende, Gewerkschaften und Gliede-
rungen der SPD und Grünen fordern die
Übernahme der Zivilklausel. Die Ableh-
nung der KIT-Zivilklausel wäre eine ne-
gative Vorentscheidung für die ebenfalls
geforderte Aufnahme einer Zivilklausel
in das Landeshochschulgesetz.

Jetzt sind die Landtagsabgeordneten der
Regierungsfraktionen aufgefordert, öf-

fentlich Farbe zu bekennen. Noch ist es
Zeit für eine Kurskorrektur. Im Falle der
Fortsetzung der Atomreaktorforschung
am KIT wird nicht nur der Energiewen-
de zuwider gehandelt, sondern auch der
deutsche Atomwaffenverzicht in Frage
gestellt.

Ein Zeichen der Hoffnung zum Jahres-
wechsel. Mitte Dezember wurde der Ge-
setzesentwurf zur Abschaffung der all-
gemeinen Studiengebühren für die
Hochschulen des Landes Baden-Würt-
temberg beschlossen. Ab Sommerse-
mester 2012 werden die Gebühren von
500 Euro nicht mehr erhoben. Grün-Rot
löst damit ein Wahlversprechen ein.
Weiter so. Detaillierte Argumente des
Autors zu den benanntenVorgängen sind

in der Langfassung www.stattweb.de/fi-
les/civil/Doku20111228.pdf als pdf mit
links zu Dokumenten zu finden.
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